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9. Juni 2017

Vereinbarung
zwischen

der
Landeshauptstadt Stuttgart
vertreten durch das Amt fir Stadtplanung und Stadterneuerung

nachfolgend - Stadt - genannt
und

2. Building Agency GmbH
Untere Waldplatze 28
70569 Stuttgart

vertreten durch die Geschéftsfiihrer Thomas Berner und Steffen Szeidl

nachfolgend - Planungsbegiinstigte - genannt,

als zukunftige Eigentiimerin der Grundstiicke

Gemarkung: Vaihingen

Flurstiicke:  Teilflache von Flurstiick 2229/1 mit ca. 2 306 m?,
Teilflache von Flurstlick 2230/1 mit ca. 8 m? und
Teilflache von Flurstiick 2243/1 mit ca. 100 m?

GBH: 60695, 61072 und 60701

im folgenden - Projektgrundstiick - genannt.

Die Planungsbegiinstigte strebt an, das Projektgrundstiick von der Landeshauptstadt
Stuttgart zu erwerben. Der Vollzug des abzuschlieenden Kaufvertrags erfolgt erst
nach Satzungsbeschluss zum neu zu schaffenden Planrecht bzw. mit einer vollzieh-
baren Baugenehmigung fiir ein Bauvorhaben nach § 33 Baugesetzbuch (BauGB).
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Vorbemerkung

Die Planungsbegunstigte mochte als wachsendes Unternehmen neben dem derzeiti-
gen Hauptsitz im Gewerbegebiet Waldplatze ein neues Verwaltungsgebaude erstel-
len. Hierzu ist beabsichtigt, dass sie stadtische Flachen erwirbt. Die angestrebte
Neubebauung kann auf der Grundlage des geltenden Planrechts nicht umgesetzt
werden. Es ist daher beabsichtigt, den bestehenden Bebauungsplan zu andern. Der
Geltungsbereich des Bebauungsplans wird grof3er als das eigentliche Vorhaben ge-
fasst, da das planerische Ziel auch eine Nachverdichtung im bestehenden Gewerbe-
gebiet vorsieht.

Im Sinne einer qualifizierten Nachverdichtung sollen stadtebauliche Qualitatsziele in
dieser Vereinbarung gesichert werden. Weiterhin wird die Ubernahme von verursach-
ten Kosten geregelt.

Da der im Kaufvertrag festgelegte Kaufpreis den Bodenwert nach Abschluss des Be-
bauungsplanverfahrens berucksichtigt, ist es unbillig, dem Planungsbegunstigten fur
das Bebauungsplanverfahren die Planungs- und Verfahrenskosten sowie die Kosten
fur Gutachten aufzuerlegen. Nachdem die Planungsbegunstigte in Bezug auf die
Gutachtenvergabe bereits in Vorleistung gegangen ist, wird Folgendes vereinbart:

§ 1 Verfahrensgrundsatze

Die Planungsbegunstigte verpflichtet sich, bei einem Verfahren entsprechend der
Mafgabe der nachfolgenden Bedingungen mitzuwirken und alle im weiteren Verfah-
ren erforderlichen Erklarungen in der zur Wirksamkeit notwendigen Form abzugeben.

§ 2 Schallschutzgutachten

Die Planungsbegunstigte stimmt mit dem Amt fur Umweltschutz der Landeshaupt-
stadt Stuttgart den Leistungsumfang und die moglichen Buros fur ein Schallschutz-
gutachten fir den Geltungsbereich des Bebauungsplanes ab. Die Planungsbegins-
tigte wird den Gutachter beauftragen. Die Auftragserteilung erfolgt im Einvernehmen
mit der Landeshauptstadt Stuttgart. Auf Nachweis und Rechnung erstattet die Lan-
deshauptstadt Stuttgart 100% der Kosten des Gutachtens.

Die Ergebnisse des genannten Gutachtens sind im weiteren Verfahren zu berick-
sichtigten und umzusetzen.
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§ 3 Verkehrsgutachten

Die Planungsbegunstigte verpflichtet sich, ein Verkehrsgutachten fur den Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes erstellen zu lassen. Den Leistungsumfang und die
mdglichen Buros stimmt die Planungsbegtinstigte mit dem Amt fir Stadtplanung und
Stadterneuerung, Sachgebiet Allgemeine Verkehrsplanung ab. Die Planungsbeguns-
tigte wird den Gutachter beauftragen. Die Auftragserteilung erfolgt im Einvernehmen
mit der Landeshauptstadt Stuttgart. Auf Nachweis und Rechnung erstattet die Lan-
deshauptstadt Stuttgart 100% der Kosten des Gutachtens.

Die einzubeziehenden Knotenpunkte sind in dem als Anlage 1 beigefugten Plan dar-
gestellt.

§ 4 Leitungsrechte

Der Planungsbegunstigten ist bekannt, dass auf dem Projektgrundstick Leitungen
vorhanden sind (z. B. Wasser, Strom, Kommunikationsleitungen). Das Amt fur Stadt-
planung und Stadterneuerung wird im Bebauungsplan Obere Waldplatze/Pascal-
stralle (Vai 285) fur diese Leitungen entsprechende Leitungsrechte festsetzen.

§ 5 Bestandsaufnahme des Baumbestandes

Die Planungsbegunstigte verpflichtet sich, eine Bestandsaufnahme des Baumbe-
stands (ab 50 cm Stammumfang) inkl. einer gutachterlichen Stellungnahme zu
schiutzenswerten Baumen fur den Geltungsbereich durchzufuhren. Die Planungsbe-
gunstigte stimmt mit dem Amt fur Stadtplanung und Stadterneuerung, Sachgebiet
Grunordnungsplanung, den Leistungsumfang und die mdglichen Buros ab. Die Pla-
nungsbegunstigte wird den Gutachter beauftragen. Die Auftragserteilung erfolgt im
Einvernehmen mit der Landeshauptstadt Stuttgart. Auf Nachweis und Rechnung er-
stattet die Landeshauptstadt Stuttgart 100% der Kosten des Gutachtens.

Es ist beabsichtigt, im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens dauerhaft zu erhal-
tende Baume festzusetzen. Sollten diese festgesetzten Baume entfernt werden mus-
sen, werden diese durch die Planungsbegunstigte im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes, idealerweise auf dem Baugrundstuck, ersetzt. Ersatzpflanzungen
sind in der PflanzgréRe 20/25 vorzusehen.

Wahrend der Bauzeit sind fur die zu erhaltenden Baume gemaf} DIN 18920 Schutz-
malinahmen zu treffen. Zudem sind Baustelleneinrichtungsflachen auf3erhalb von zu
erhaltenden Gehdlzbestanden einzurichten.

Die Planungsbegunstigte verpflichtet sich, bei der Pflanzung von Geholzen standort-
gerechte Baume und Straucher heimischer Arten zu verwenden.
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§ 6 Begriunung unterirdischer Gebaudeteile, Tiefgaragen

Die Planungsbegunstigte verpflichtet sich, nicht von Gebaudeteilen Uberbaute Tief-
garagen und unterirdische Gebaudeteile mit einer Substratschicht von mind. 60 cm
zur Bepflanzung zu Uberdecken. Auch sind die Flachen (mit Ausnahme von
Zuwegungen und Durchwegungen sowie Sitz- und Aufenthaltsflachen) intensiv zu
begrunen, gartnerisch mit Rasen, Stauden sowie heimischen Baumen und Strau-
chern anzulegen und dauerhaft zu unterhalten.

§ 7 Dachbegrinung

Die Planungsbegunstigte verpflichtet sich, Dacher flachig mit Ausnahme der zulassi-
gen technischen Aufbauten zu begrinen. Die Mindestsubstratstarke betragt 12 cm.
Die Begrunung erfolgt mit einer Mischung aus geeigneten Sprossen, Grasern und
Krautern heimischer Herkunft. Solaranlagen sind zulassig, sofern sie aufgestandert
mit schrag stehenden Modulen in einem Mindestabstand von 30 cm Uber der Sub-
stratschicht der Dachbegrinung angebracht werden (Unterkante der schrag gestell-
ten Module). Ausnahmsweise konnen max. 40% der zu begrunenden jeweiligen
Dachflache vollstandig durch Solaranlagen abgedeckt werden, soweit dies auf der
Basis der EnEV (Stand 2017) flr das Energiekonzept des jeweiligen Gebaudes er-
forderlich ist.

§ 8 Regelungen zum Bebauungsplan

Die Planungsbeglinstigte erklart, dass sie an der Anderung des bestehenden Be-
bauungsplanes fir die vorgenannten Grundstiicke interessiert ist. Ein Anspruch auf
Anderung des bestehenden Bebauungsplans kann durch diesen Vertrag nicht be-
grundet werden. Eine Haftung der Landeshauptstadt Stuttgart fir etwaige Aufwen-
dungen der Planungsbegunstigten, die diese im Hinblick auf die Festsetzung des
Bebauungsplans und den Vollzug dieses Vertrags tatigt, ist ausgeschlossen. Die
Landeshauptstadt Stuttgart haftet auch nicht, wenn sich die Unwirksamkeit des Be-
bauungsplans, der fur das Verfahrensgebiet geandert werden soll, in einem gerichtli-
chen Verfahren explizit oder inzident herausstellt.

§ 9 Entschadigungsanspruch

Die Planungsbegunstigte verzichtet auf eventuelle Entschadigungsanspriche nach
§§ 39 - 44 BauGB, welche durch die Neuplanung verursacht werden kénnen.
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§ 10 Rechtsnachfolger

Die Rechte und Verpflichtungen aus diesem Vertrag sind an Dritte ibertragbar. Die
Rechte und Pflichten sind an den Dritten bzw. eventuellen Rechtsnachfolger zu Gber-
tragen bzw. aufzuerlegen mit der MaRgabe, diese entsprechend weiter zu geben. Die
Planungsbegiinstigte haftet der Landeshauptstadt Stuttgart als Gesamtschuldnerin
fur die Verpflichtungen aus diesem Vertrag neben einem etwaigen Rechtsnachfolger,
soweit sie die Landeshauptstadt Stuttgart nicht ausdrticklich schriftlich aus dieser
Haftung entldsst. Die Landeshauptstadt Stuttgart darf die Entlassung aus der Haf-
tung nur aus wichtigem Grund verweigern.

§ 11 Anderung der Vereinbarung

Anderungen oder Ergédnzungen der Vereinbarung bediirfen der Schriftform.

§ 12 Schlussbestimmungen

Sollten einzelne Bestimmungen der Vereinbarung unwirksam sein, so wird dadurch
die Wirksamkeit der Ubrigen Vereinbarung nicht beriihrt. Die Parteien werden in ei-
nem solchen Fall die unwirksamen Bestimmungen durch Bestimmungen ersetzen,
die dem sachlichen und wirtschaftlichen Inhalt der unwirksamen Bestimmungen ent-

sprechen.

stuttigart, A0 F. 201°F Stuttgart, 03,0%*. 204F
Landeshauptstadt Stuttgart 2. Building Agency GmbH
Amt fUr Stadtplanung und Stadterneuerung vertreten durch die Geschéftsfihrer

Szeidl
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) Heininger

Dr.-Ing. Kron ag Berner

Anlage 1: Abgrenzung Untersuchungsgebiet verkehrstechnische Untersuchung



Anlage 1

\
\ DREES &
\ SOMMER
\ \
) Flachenentwicklung OWP12
Z\ “ — Abgrenzung Untersuchungsgebiet

\ Verkehrstechnische Untersuchung

N\

g

/
PascalstraRe/ - '
Obere Waldplitze/)” | /
& .
Z

4

o
' %ﬂ.ﬂﬂlﬂa 1 - "_ -

auINNNRI AU

| ABool R

| I I

e I

| R I i
| — - ; Ay

- — - Y
| - — \
| I — T\ L\ ) L
- \
- - I T\ VLAY
. A\ \ \ . \\ \\ \\ \ 1\
— T % L\ \ v\ \ VL
\ \ \ O\ N
—\ \ \ \ \ oLy \ \ )
T T \ v\ \ A\ \\ VA
\

DREES &
SOMMER
Infra Consult und



u610079
Schreibmaschinentext
Anlage 1


	SKMBT_C45217071210360
	Vereinbarung DreSo_ASS Endfassung 09.06.2017
	20170609 Vereinbarung DreSo_ASS
	§ 3 Verkehrsgutachten
	§ 6 Begrünung unterirdischer Gebäudeteile, Tiefgaragen
	§ 7 Dachbegrünung

	20170405 Anlage 1

	SKMBT_C45217071210421



